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Einweisung einer alkoholkranken betagten Peson in ein Altersheim – Grundsätzliche Überlegungen
Sachverhalt

Familienkonstellation: Mann, 73-jährig, seit Jahren schwerster Alkoholabusus, Ehepartnerin etwas älter, führt den Haushalt, pflegt soweit möglich ihren Mann, Sohn im gleichen Haushalt, welcher ebenfalls schwerer Alkoholiker ist. Ein anderer Sohn mit Frau und 2 Kleinkindern wohnt seit kurzem gestützt auf eine Intervention der VB im Dorf, bewirtschaftet aber noch den elterlichen Bauernhof, auf welchem die obgenannten anderen Parteien wohnen. Die Situation ist der Behörde seit Jahren bekannt, verschiedene Interventionen haben auch schon stattgefunden. Massiver Widerstand gegen alle Versuche, die Situation auf dem Hof zu verbessern. 

Aktuell ist der Mann mittels ärztlichem FFE ins Spital eingeliefert worden. Diese Woche hat eine Aussprache im Spital stattgefunden, an welcher alle beteiligten Personen (Ärzteschaft, Sozialdienst, VB, Frau und Sohn) teilgenommen haben. Das Spital äussert sich dahingehend, dass die Aufrechterhaltung der FFE im Spital nicht mehr notwendig sei, dass der Mann mittlerweile einen Pflegegrad Stufe 4 BESA erreicht habe, dass eine Rückkehr nach Hause keine gute Lösung sei, dass ein Aufenthalt im Pflegeheim angezeigt sei. Sowohl Frau wie Sohn weigern sich vehement gegen jede Veränderung der Situation, insbesondere die Unterbringung des Mannes in einem Alters/Pflegeheim. Der Mann benötigt aber keine Spitalpflege mehr. Die VB wird aufgefordert, das notwendige zu unternehmen.

Beurteilung

Auf Grund der geschilderten Situation stehen aus meiner Sicht zwei Varianten zur Diskussion, welche bezüglich Vor- und Nachteile respektive bezüglich Durchführbarkeit durch die Behörde zu beurteilen sind.
a)Rückkehr von Herrn X. in den eigenen Haushalt

Herr X. hat während Jahren in der heute als problematisch beschriebenen Form gelebt. Durch den massiven Alkoholabusus hat sich aber sein Gesundheitszustand nun derart entwickelt, dass er zum eigentlichen Pflegefall geworden ist. Er scheint sich aber immer noch einigermassen selbstständig bewegen zu können. Es stellt sich die Frage, wie weit Herr X. seine eigene Lebensform noch wählen soll oder nicht, respektive ob sich faktisch diese chronifizierte Situation noch verändern lässt. Entscheidet sich die Behörde keine Zwangsmassnahme zu ergreifen, wird Herr X. wohl in den Haushalt zurückkehren. In diesem Fall ist ein Netz betreffend einer möglichst situationsgerechten Betreuung aufzuziehen. Dies bedeutet Spitex-Leistungen, Vereinbarungen mit Hausarzt, allenfalls Betreuung durch andere Personen. In diesem Fall muss aber akzeptiert werden, dass Herr X. vermutlich periodisch zwecks Regeneration ins Spital eingewiesen werden muss. Es stellt sich auch in diesem Fall die Frage, ob nicht zwecks klarer Betreuung von Herrn X. eine Beistandschaft (Art. 392 Ziff. 1 ZGB) errichtet werden soll, mit dem Auftrag, im Hintergrund das Netz sicherzustellen. Wie weit 

eine Verwaltung der finanziellen Situation sich aufdrängt (Herr X scheint über Vermögenswerte zu verfügen) kann ich auf Grund der Schilderung nicht abschätzen. 

Entscheidet sich die Behörde für dieses Vorgehen ist zu bedenken, dass die definitive Regelung der Situation einstweilen aufgeschoben wird, nämlich solange, als Frau X. noch in der Lage ist, den Haushalt zu führen. Wie lange dies noch dauert, scheint mir ebenfalls in die Überlegungen mit einzubeziehen sein. Es ist aber auch zu bedenken, dass hier eine Lebensgemeinschaft seit Jahrzehnten gemeinsam eine Art Leben führt, welches zwar nach unseren Massstäben als eher schwierig und nicht erstrebenswert angesehen wird, von den Parteien aber letztlich mehr oder weniger frei gewählt wurde. Wird nun diese Gemeinschaft, insbesondere das Verhältnis von Herr und Frau X. zwangsweise aufgebrochen, stellen sich ebenfalls ethische Fragen, wie weit die Kompetenz von Aussenstehende gehen darf, hier einzugreifen.

b) Entscheid über die Unterbringung von Herrn X. in einer Institution

Die geschilderte Situation stellt klar, dass die notwendige Betreuung von Herrn X. in der Familiensituation nicht gewährleistet werden kann. Einer konkreten Gefährdung von Herrn X. kann zwar jeweils durch kurzfristige Aktionen (Einweisung ins Spital) begegnet werden, nach der Rückkehr in den Haushalt ändert sich jedoch an der Situation nichts (Beibringen von Alkohol durch den Sohn, unbeschreibliche hygienische Zustände etc.). Ist aus Sicht der Behörde diese Situation mit dem Wohl von Herrn X., respektive mit seiner Menschenwürde nicht mehr vereinbar und muss eine konstante Betreuung mit kontrollierter Alkoholabgabe sichergestellt werden, so ist eine Unterbringung von Herrn X. in einem Alters/Pflegeheim in die Wege zu leiten, notfalls auch mit dem Mittel der FFE (Siehe dazu Art. 397a ff ZGB, Basler Kommentar ZGB 2002, Geiser N 6ff zu Art. 397a). Hier stellt sich die Frage, ob das gemeindeeigene Alters/Pflegeheim Hand bietet, die Betreuung auch unter diesen Umständen zu gewähren. Eine FFE kann in einem Alters- und Pflegeheim vollzogen werden (dazu Geiser, a.o.O. N. 23 zu Art. 397a). Sollte diese Institution nicht Hand bieten, stellt sich die Frage des geeigneten Ortes. Hier kenne ich die Verhältnisse im Kanton X nicht abschliessend, eine Unterbringung aber in einer geriatrischen Abteilung einer psychiatrischen Klinik wäre allenfalls der einzige möglich Ort. Ob dies einer Verhältnismässigkeitsprüfung standhält, kann ich auf Grund der Unkenntnis der tatsächlichen Verhältnisse nicht beurteilen. Die Meinung, dass durch eine Entmündigung von Herrn X. mit anschliessender Bevormundung die Kompetenz für die Einweisung in das Altersheim beim Vormund liegt geht fehl (siehe dazu Basler Kommentar ZGB 2002, Leuba N 68 zu Art. 406). Auch in diesem Fall ist eine FFE durch die VB notwendig, wenn sich der Bevormundete weigert.

Kommt die Behörde zum Schluss, dass tatsächlich eine FFE anzuordnen sei und im Heim vollzogen werden kann, steht die Frage der Vertretung in Bezug auf die finanziellen Regelungen (Vertrag, Zahlungen etc.) an, da sich das Familiensystem weigert, Hand für eine Lösung zu bieten. In diesem Fall ist gestützt auf Art. 392 Ziff. 1 allenfalls verbunden mit Art. 393 Ziff. 2 ZGB eine Vertretungs- und Verwaltungsbeistandschaft zu errichten mit dem Auftrag an den Beistand, die finanziellen Angelegenheiten bezüglich Herrn X. in die Hand zu nehmen. Der Beistand kann die notwendigen Handlungen für Herrn X (Abschluss des Heimvertrages, Organisation der Bezahlung (Rentenverwaltung von Herrn X., ev. EL-Anmeldung etc.) vornehmen. 
Ob diese Variante sich in der Praxis umsetzen lässt, hängt von verschiedenen Faktoren ab (Heim, Bereitschaft zur Rückführung von Herrn X. jeweils, wenn er das Heim verlässt, Arbeiten mit den Widerständen der Familie etc.). Die Chance besteht unter Umständen, dass durch das zwangsweise Aufbrechen der krankhaften Familiensituation sich Veränderungsprozesse ergeben. Die Familie hat bis heute die Erfahrung gemacht, dass mit genügendem Druck und Weigerung jegliche Veränderungen seitens der Behörde respektive anderen Hilfspersonen verhindert wurden. Wichtig scheint mir aber, dass wenn der Entscheid gefällt wird, der Wille zur Durchsetzung auch besteht. Insbesondere ist mindestens anfänglich mit einer relativen Eskalation zu rechnen, welche aber durch koordiniertes Verhalten aller beteiligten Parteien aufgefangen werden kann.

c)Weiteres Vorgehen

Es scheint mir sehr wichtig, dass sich die beteiligten Personen im Hilfssystem (Arzt, Spital, VB, Sozialdienst, allfällige weitere Schlüsselpersonen) zu einer konkreten Helferkonferenz zusammenfinden und gemeinsam die Vor- und Nachteile der verschiedenen Lösungsvarianten (ohne Einbezug der Parteien) sowie die Praktikabilität der Umsetzung der Lösungen diskutieren. Nur wenn alle Beteiligten die Chancen und Risiken abschätzen, die einzelnen Rollen klären und sich auf ein gemeinsames und koordiniertes Vorgehen einigen, besteht die Möglichkeit, effektiv zu handeln. Die ganze Angelegenheit an eine Stelle zu delegieren, löst das Problem nicht. Insbesondere gilt es zu bedenken, dass durch eine Entmündigung und Bevormundung oder durch eine Verbeiständung das Problem in keiner Weise gelöst werden kann. Es wird lediglich eine Person bestimmt, welche genau vor der gleichen Problemstellung steht, wie heute das ganze Helfersystem. 

Ich möchte hier noch an den allgemeinen Grundsatz des Vormundschaftsrechtes erinnern, welcher die Freiheitsvermutung vor der Massnahme postuliert. Dies bedeutet nun nicht, dass keine Massnahme ergriffen werden muss, sondern „dass nicht auf die gründliche Abklärung des Sachverhaltes, auf die allfällige Einholung von Gutachten und auf eine der Person und Sache angemessene Würdigung des Falles verzichtet werden kann.“ (Schnyder/Murer, Berner Kommentar ZGB, 1984 N 254 zu Systematischer Teil). In einer Gesamtwürdigung sind die verschiedenen Aspekte möglichst wertneutral zu gewichten und in Bezug auf das Wohl der betroffenen Person auszulegen.

Luzern, 30.1.03

Urs Vogel
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